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K l e i n e  A n f r a g e

Ich frage die Landesregierung:

1. Auf welchen Rechtsgrundlagen beruht die sogenannte Spitzabrechnung der
Unterbringungskosten für Flüchtlinge, die das Land den Kommunen zugesagt
hat?

2. Welche Voraussetzungen müssen vorliegen, damit die Kommunen Anspruch
auf Erstattung ihrer tatsächlichen Kosten haben?

3. Was fällt unter tatsächliche Aufwendungen und wie sind die Eigentumsverhält-
nisse gestaltet?

4. Seit wann sind diese Voraussetzungen den Kommunen bekannt und wurden 
– wenn ja, aus welchen Gründen − diese Voraussetzungen im Laufe der Flücht-
lingskrise geändert?

5. Wie hoch sind die Vorleistungen, die der Landkreis Breisgau-Hochschwarz-
wald für die Flüchtlingsunterbringung bislang aufgebracht hat?

6. Welche Erstattungen hat der Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald bisher er-
halten?

7. Trifft es zu, dass alle bisher geleisteten Zahlungen für die vorläufige Unterbrin-
gung auf der einmaligen Pauschale von 14.000 Euro pro Flüchtling fußen?

8. Ist ihr bekannt, inwieweit die Kosten für die vorläufige Unterbringung den
Haushalt des Landkreises unter Druck setzen? 

16. 01. 2018

Pix GRÜNE

Kleine Anfrage

des Abg. Reinhold Pix GRÜNE 

und

Antwort

des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration

Auszahlung der Unterbringungskosten für Flüchtlinge

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente
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B e g r ü n d u n g

Die Stadt- und Landkreise können ihre Kosten der vorläufigen Unterbringung ge-
genüber dem Land in vollem Umfang geltend machen. Der Landkreis Breisgau-
Hochschwarzwald beklagt aufgrund seiner finanziellen Vorleistungen bei der Un-
terbringung von Flüchtlingen negative Folgen für seinen Haushalt und weitere In-
vestitionen.

A n t w o r t

Mit Schreiben vom 8. Februar 2018 Nr. 7-0141.5/16/3288 beantwortet das Minis -
terium für Inneres, Digitalisierung und Migration im Einvernehmen mit dem Mi-
nisterium für Finanzen die Kleine Anfrage wie folgt:

1. Auf welchen Rechtsgrundlagen beruht die sogenannte Spitzabrechnung der Un-
terbringungskosten für Flüchtlinge, die das Land den Kommunen zugesagt hat?

Zu 1.:

Die Ausgabenerstattung des Landes gegenüber den Stadt- und Landkreisen er-
folgt auf Grundlage des Flüchtlingsaufnahmegesetzes (FlüAG). Entsprechend er-
stattet das Land den Stadt- und Landkreisen für jede aufgenommene und unterge-
brachte Person eine einmalige Pauschale – vgl. § 15 Abs. 1 FlüAG. Gemäß § 15
Abs. 4 FlüAG kann die oberste Aufnahmebehörde durch Rechtsverordnung die
Pauschale neu festsetzen. Im Rahmen der sogenannten nachlaufenden Spitzab-
rechnung für die Jahre 2015 und 2016 wird die Pauschale kreisindividuell anhand
der tatsächlichen für die vorläufige Unterbringung angefallenen und anerkannten
Aufwendungen rückwirkend neu festgelegt.

2. Welche Voraussetzungen müssen vorliegen, damit die Kommunen Anspruch
auf Erstattung ihrer tatsächlichen Kosten haben?

3. Was fällt unter tatsächliche Aufwendungen und wie sind die Eigentumsverhält-
nisse gestaltet?

Zu 2. und 3.:

Die Stadt- und Landkreise müssen ihre tatsächlichen Aufwendungen anhand eines
mit den kommunalen Spitzenverbänden abgestimmten Erhebungsbogens melden. 

Grundsätzlich werden alle notwendigen Aufwendungen für die vorläufige Unter-
bringung erstattet, soweit diese zur Erfüllung der Aufgaben nach dem FlüAG er-
forderlich waren und die aufgewendeten Mittel sparsam und wirtschaftlich einge-
setzt wurden. Erforderliche detaillierte Abgrenzungen sind in dem Erhebungsbo-
gen zur Kostenerstattung, den grundsätzlichen Hinweisen und einem Eckpunkte-
papier zum Abbau der Überkapazitäten geregelt (Anlage). Der Erhebungsbogen,
die grundsätzlichen Hinweise und das Eckpunktepapier sind mit den kommunalen
Spitzenverbänden erarbeitet und abgestimmt.

Die Eigentumsverhältnisse der Immobilien, die für eine vorläufige Unterbringung
genutzt werden, sind vielfältig. 

4. Seit wann sind diese Voraussetzungen den Kommunen bekannt und wurden 
– wenn ja, aus welchen Gründen − diese Voraussetzungen im Laufe der Flücht-
lingskrise geändert?

Zu 4.: 

Das derzeit gültige FlüAG wurde am 19. Dezember 2013 vom Landtag beschlos-
sen und im Gesetzblatt für Baden-Württemberg (Ausgabe Nr. 18, Seite 493 ff.)
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veröffentlicht. Der Erhebungsbogen und die dazugehörigen Hinweise für die Pau-
schalenrevision 2015 sind erstmals im Frühjahr 2016 an die Stadt- und Land -
kreise verschickt worden. Die Meldungen der Kreise lagen im Frühjahr 2017 voll-
ständig vor und wurden anschließend durch die Regierungspräsidien bzw. stich-
probenhaft durch den Rechnungshof geprüft. Die Prüfungen wurden Ende 2017
abgeschlossen. Auf dieser Grundlage wurden die Eckpunkte entwickelt und die
grundsätzlichen Hinweise fortgeschrieben. Diese Hinweise wurden im Oktober
2017 an die Stadt- und Landkreise verschickt und zuletzt im Dezember 2017 noch
einmal konkretisiert. Dass die Meldungen auf Grundlage der Überprüfungen
überarbeitet werden und sich daraus auch ein Anpassungsbedarf bei den gemelde-
ten Aufwendungen ergibt, wurde frühzeitig kommuniziert.

5. Wie hoch sind die Vorleistungen, die der Landkreis Breisgau-Hochschwarz-
wald für die Flüchtlingsunterbringung bislang aufgebracht hat?

6. Welche Erstattungen hat der Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald bisher er-
halten?

Zu 5. und 6.:

Der Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald hat im Frühjahr 2017 für das Jahr 2015
Aufwendungen in Höhe von 16.491.665,00 € gemeldet. Davon wurden vonseiten
des Landes durch die laufend ausgezahlten Pauschalen 12.739.070,49 € abgegol-
ten. Von der Differenz in Höhe von rund 3,75 Mio. € hat der Landkreis Breisgau-
Hochschwarzwald 80 Prozent im Juli 2017 erhalten. 

Für das Jahr 2016 liegen dem Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migra-
tion die abschließenden durch das Regierungspräsidium geprüften Zahlen noch
nicht vor. Aber auch für 2016 hat das Land bereits durch die laufenden Auszah-
lungen der Pauschalen an den Landkreis erhebliche Teile der erbrachten Leistun-
gen abgegolten.

Im Jahr 2016 hat der Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald tatsächliche Erstattun-
gen in Höhe von 40.268.769,00 € und im Jahr 2017 in Höhe von 8.730.672,61 €
vom Land überwiesen bekommen. Die bereits ausbezahlten Pauschalen werden
entsprechend den gesetzlichen Vorgaben (vgl. § 15 Abs. 5 FlüAG) für jeden aufge-
nommenen und untergebrachten Asylbewerber sechs Monate nach Zuteilung ausbe-
zahlt. Von den bereits ausbezahlten Pauschalen beziehen sich rd. 18,6 Mio. € auf
das Jahr 2016, sofern sich die Zuteilungszahlen nicht noch nachträglich ändern.

7. Trifft es zu, dass alle bisher geleisteten Zahlungen für die vorläufige Unter-
bringung auf der einmaligen Pauschale von 14.000 Euro pro Flüchtling fußen?

Zu 7.: 

Nein. Die Höhe der an die Stadt- und Landkreise ausbezahlten Pauschale je zuge-
teiltem Asylbewerber beträgt 13.260 Euro für das Jahr 2015, 13.972 Euro für das
Jahr 2016 bzw. 14.181 Euro für das Jahr 2017. Die Pauschale wird entsprechend
den gesetzlichen Vorgaben an die Stadt- und Landkreise sechs Monate nach Zutei-
lung ausbezahlt. Im Rahmen der nachlaufenden Spitzabrechnung für die Jahre
2015 und 2016 wird diese Pauschale dann rückwirkend pro Stadt- und Landkreis
anhand der tatsächlichen für die vorläufige Unterbringung angefallenen und aner-
kannten Aufwendungen per Rechtsverordnung angepasst. Die Stadt- und Land-
kreise erhalten grundsätzlich alle ihre notwendigen Aufwendungen für die vor -
läufige Unterbringung voll erstattet (auf die Ausführungen zu den Ziffern 2. und 3.
wird ergänzend verwiesen). Durch die laufenden Auszahlungen sind große Teile
der Aufwendungen bei den Stadt- und Landkreisen bereits zeitnah abgegolten.
Nachlaufend wird nur der darüber hinausgehende anerkannte Aufwand erstattet.
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8. Ist ihr bekannt, inwieweit die Kosten für die vorläufige Unterbringung den
Haushalt des Landkreises unter Druck setzen?

Zu 8.: 

Nein. Lediglich die Resolution des Kreistages vom 18. Dezember 2017 ist be-
kannt, wobei die dort angeführten Zahlen nicht nachvollzogen werden können.
Durch die laufende Auszahlung der Pauschalen und die nachlaufenden Spitzab-
rechnungen der Jahre 2014 (in erster Linie Liegenschaftskosten), 2015 und 2016
beteiligt sich das Land in erheblichem Maß an den flüchtlingsbedingten Kosten
bei den Stadt- und Landkreisen. Das Land leistet mit der Auszahlung der Pau-
schalen nach § 15 FlüAG wie auch mit den für 2015 erstmals praktizierten Vor-
griffszahlungen von 80 Prozent der für die nachlaufende Spitzabrechnung gemel-
deten Mehraufwendungen einen Beitrag zur Bewältigung der Kostenlast der vor-
läufigen Unterbringung.

In Vertretung

Jäger

Staatssekretär
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Anlage 1
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Anlage 2
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Anlage 3



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3288

20



21

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3288



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /SyntheticBoldness 1.000000
  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


